
Die Verantwortung 
der deutschen Arbeiterklasse

Aus der Rede des Genossen Walter Ulbricht vor der Volkskammer am 26. August 1953

Ich möchte mich heute in meinen Worten besonders 
an die Arbeiterschaft in Westdeutschland wenden.

Die Führung der Sozialdemokratie und der Gewerk­
schaften in Westdeutschland haben seit Monaten erklärt, 
sie seien für eine Viermächtekonfe.enz, um die Stellung­
nahme der Sowjetunion zur Deutschlandfrage zu erfahren.

Alle, auch die Gegner der deutschen Einheit, anerken­
nen, daß die Sowjetunion in ihrer Note vom 15. August 
einen genau präzisierten Vorschlag zur Herbeiführung 
eines Friedensvertrages und der Wiederherstellung der 
Einheit Deutschlands vorgelegt hat.

Es gibt auch eine klare Stellung der Gewerkschafts­
mitglieder, der Sozialdemokraten, der Arbeiter in den 
Betrieben Westdeutschlands. Sie sagen einfach: W e n n  
m a n  d i e  E i n h e i t  w i l l ,  m u ß  m a n  v e r h a n ­
d e l n .  —

Nun haben einige sozialdemokratische Führer die Auf­
fassung vertreten, daß dann, wenn man verhandeln muß, 
die Amerikaner und die Vertreter von Bonn das Recht 
haben müssen, sich auszusuchen, mit wem sie als Ver­
treter der Deutschen Demokratischen Republik verhan­
deln wollen. Das heißt, sie wenden Methoden an, die die 
Amerikaner gegenüber ihren Kolonien oder Protektoraten 
anzuwenden pflegen. Aber man kann nur Herrn Ollen- 
hauer und andere Vertreter darauf aufmerksam machen, 
daß ihnen doch bekannt sein dürfte, daß die Deutsche 
Demokratische Republik nicht zum westdeutschen Pro­
tektorat der USA gehört. Die USA mögen solche Methoden 
gegenüber ihrem westdeutschen Protektorat anwenden; 
aber gegenüber der Deutschen Demokratischen Republik 
sollen sie doch solche politischen Kindereien sein lassen.

Antwort an Herrn Ollenhauer
Herr Ollenhauer erklärte, er sei für Verhandlungen, 

aber nicht für Verhandlungen mit Vertretern der Regie­
rung der Deutschen Demokratischen Republik. Er hat sich 
große Mühe gegeben, eine Ausrede dafür zu finden, 
warum er nicht für Verhandlungen mit Vertretern der 
Deutschen Demokratischen Republik ist. Hierbei ist er auf 
den Gedanken gekommen, daß die F o l g e n  d e s  
1 7 .  J u n i  Grund seien, um zu sagen, daß man mit den 
Vertretern der Regierung der DDR nicht verhandeln 
könne.

Nun, was ist denn am 17. Juni und danach geschehen? 
Die amerikanischen und die westdeutschen Kriegstreiber 
haben einen faschistischen Putsch organisiert. Was ist 
dabei herausgekommen? Herausgekommen ist dabei die 
vollständige Entlarvung der aggressiven Pläne gewisser 
amerikanischer und gewisser westdeutscher Kreise. Her­
ausgekommen ist weiter, daß ein Teil der Banditen bei 
uns eingesperrt worden ist. Herausgekommen ist also ein 
ganz natürliches Ergebnis des 17. Juni. Die Organisatoren 
in den USA und in Bonn wollten die Macht der Krupp, 
der Flick, der Siemens, der Großagrarier in der Deutschen 
Demokratischen Republik wiederherstellen. Sie wollten 
die demokratischen Kräfte unterdrücken und die Macht 
der Regierung und der Arbeiter und Bauern in der Deut­

schen Demokratischen Republik beseitigen. Und sie haben 
die gebührende Antwort darauf bekommen.

Das ist alles, was geschehen ist. Das Bezeichnende bei 
der ganzen Sache ist, daß im Zusammenhang mit den 
faschistischen Provokationen des 17. Juni sichtbar gewor­
den ist die Zusammenarbeit der amerikanischen und der 
westdeutschen Konzern- und Bankherren und gewisser 
sozialdemokratischer Führer, die auch dem Bonner „For­
schungsrat“ angehören, der den strategischen Plan für den 
faschistischen Putsch ausgearbeitet hat.

Herrn Ollenhauer gefällt das Ergebnis des 17. Juni 
nicht. Aber jeder vernünftige Mensch hätte sich vorher 
ausrechnen können, daß es die Arbeiter und die Bauern 
und alle friedliebenden Menschen in der Deutschen De­
mokratischen Republik nie zulassen werden, daß die 
Militaristen und Kriegstreiber aus den USA und aus 
Westdeutschland im Gebiet der DDR die Macht über­
nehmen. Ich nehme nicht an, daß sie die Arbeiterklasse 
für solche Pazifisten halten, daß sie mit gefalteten Händen 
die Provokateure gewähren läßt.

Wer ist der Feind Nr. 1 ?
Ollenhauer sagt weiter, die Sozialdemokratie sei gegen 

solche Verhandlungen mit den Vertretern der Deutschen 
Demokratischen Republik, weil die SED die westdeutsche 
Sozialdemokratie als Feind Nr. 1 behandele. Das stimmt 
nicht. Für uns sind die amerikanischen Imperialisten der 
Feind Nr. 1, die Deutschland knechten, die Westdeutsch­
land die Pariser und Bonner Verträge aufgezwungen 
haben, sowie die westdeutschen Agenten, die ihnen dabei 
Hilfestellung leisten. Das sind die Adenauer-Clique und 
die Herren der großen Konzerne und Banken sowie die 
westdeutschen Großagrarier. Das ist der Feind Nr. 1. Daß 
die sozialdemokratische Führung ein Ostbüro hat, das sich 
in den Dienst amerikanischer und englischer Spionage­
zentralen gestellt hat und auf diesem Wege finanziert 
wird, ist eine ernste Angelegenheit der Sozialdemokratie, 
die davon abhängt, wTie lange die sozialdemokratischen 
Arbeiter noch dulden, daß sozialdemokratische Organe 
im Dienst der amerikanischen und englischen Spionage 
stehen. Wer der Feind Nr. 1 ist, das ist von uns stets klar 
beantwortet worden.

Aber wenn sich auch Ollenhauer bisher gegen gesamt­
deutsche Verhandlungen gewandt hat, dann hat er das 
vor allem deshalb getan, weil er es mit gewissen ameri­
kanischen und englischen Kreisen nicht verderben will.

W e n n  d i e  s o z i a l d e m o k r a t i s c h e n  F ü h ­
r e r  n i c h t  s o v i e l  n a c h  W a s h i n g t o n  u n d  
L o n d o n  s c h i e l e n  w ü r d e n ,  w e n n  s i e  g u t  
d a r a u f  h ö r e n  w ü r d e n ,  w a s  d i e  A r b e i t e r ­
s c h a f t ,  d i e  W e r k t ä t i g e n  u n d  i h r e  e i n ­
f a c h e n  M i t g l i e d e r  s a g e n ,  d a n n  w ü r d e  e s  
b a l d  z u  g e s a m t d e u t s c h e n  B e r a t u n g e n  
k o m m e n .

Denn dann würden sich die Kräfte der Arbeiterschaft 
in ganz Deutschland so zusammenschließen, daß keine 
Bonner Regierung imstande wäre, gemeinsame Beratun-
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